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Haußmann: Zukunftsplan Pflege erforderlich

Zur heute stattfindenden Kundgebung „Mehr Zeit für Pflege“ seitens der Liga der freien Wohlfahrtspflege,
der baden-württembergischen Krankenhausgesellschaft sowie des Bundesverbands privater Anbieter,
die im Zusammenhang mit der Sitzung der Enquete-Kommission des Landtags von Baden-Württemberg
steht, sagte der sozialpolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, Jochen Haußmann:

„Die Impulse der Kundgebung ‚Mehr Zeit für Pflege‘ müssen in die Arbeit der Enquete-Kommission
einstrahlen. Es braucht einen Zukunftsplan Pflege, der alle Handlungsfelder im Sinne einer konzertierten
Aktion aufgreift.

Die Pflegenden brauchen mehr Zeit für ihre eigentlichen Aufgaben. Deshalb muss endlich die
überbordende Dokumentationsbürokratie über Bord geworfen werden. Wie wäre es zum Beispiel, wenn
nur noch dokumentiert würde, wenn etwas schief läuft, statt dass am Tag hunderte von Häkchen
gemacht werden? Es wäre auch schon viel gewonnen gewesen, wenn man bei der Erarbeitung des
Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetzes unseren Vorschlag aufgegriffen hätte, dass die Prüfbereiche des
MDK und der Heimaufsicht streng voneinander abgegrenzt werden und die Prüftermine abgestimmt
werden müssen.

Mir ist es aber auch sehr wichtig, dass die Pflege in Zukunft bezahlbar bleibt. Deshalb brauchen wir eine
großzügige Anwendung der Übergangsfrist bei der Landesheimbauverordnung. Heute gut arbeitende
Heime dürfen nicht wegen zu starrer Vorgaben vom Markt gedrängt werden, nur weil sie noch ein paar
Doppelzimmer vorhalten. Sonst droht eine Unterversorgung mit Pflegeplätzen.

Wir brauchen auch eine Verbesserung der Rahmenbedingungen in der Pflege, wie bessere Fort- und
Weiterbildungsangebote oder Perspektiven für Akademisierung mit der Übertragung weiterer
Verantwortung. Wenn die in den Pflegeberufen Tätigen sinnvolle Entwicklungsperspektiven haben, dann
bleiben sie auch länger in diesem Berufsbereich. Dem Fachkräftemangel kann man nur wirksam
begegnen, wenn die Pflegeberufe attraktiv gestaltet werden. Diesen Leitgedanken wünsche ich mir auch
für die Reform der Pflegeberufeausbildung, für die der Bund verantwortlich ist.

Bei der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege hingegen kann das Land durch die Initiierung passgenauer
Kinderbetreuungsangebote aktiv werden. Wir brauchen Antworten für die Problematik der
Schichtdienste.

Als High-Tech-Land müssen wir uns aber auch aufgeschlossen zeigen für die Digitalisierung. Diese bietet
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weit mehr Chancen als Risiken. Eine sinnvolle Technikunterstützung kann zudem eine Vielzahl von
erheblichen körperlichen Belastungen vermindern.

Zentral ist aber auch, bei jedem Einzelnen ein Bewusstsein für zukünftige Herausforderungen zu
schaffen. Durch die Pflegereform der großen Koalition werden die Leistungen für Menschen, die ab 2017
ins Pflegeheim kommen, sinken. So gibt es derzeit in Pflegestufe I 1064 Euro. Nach der Reform wird es
im neuen Pflegegrad II nur noch 770 Euro geben. Diese Kürzung in Höhe von rund einem Drittel ist aus
meiner Sicht nicht akzeptabel. Da die Pflegeversicherung von Anfang an als eine Teilversicherung
konzipiert war wird die private Vorsorge immer wichtiger.“


